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Muss Ex-OB
Dieckmann
aussagen?

VON BARBARA A. CEPIELIK

Bonn. DasWorld Conference Cen-
ter in Bonn ist eröffnet, der windi-
ge koreanische Investor Man-Ki
Kim längst wegen schweren Be-
trugs verurteilt und nach der Haft-
strafe abgeschoben worden. Und
doch – trotz mehrerer Prozesse
steht eine Frage nach wie vor im
Raum: Stimmt es wirklich, dass
Stadtspitze und Stadtrat derart lan-
ge ahnungslos darüber waren, auf
wen sie da setzten? Wer wusste
wann, dass Kim unseriös war –
und die Stadt auf Kosten im drei-
stelligen Millionenbereich sitzen-
bleiben würde? Es besteht eine va-
ge Hoffnung, dass am nächsten
Mittwoch, 26. Juli, Licht ins Dun-
kel gebracht wird. Dann entschei-
det das Bonner Landgericht dar-
über, ob die Ex- Oberbürgermeis-
terin BärbelDieckmann von ihrem
Zeugnisverweigerungsrecht Ge-
brauch machen darf – oder ob sie
aussagen muss. Bisher verweigert

sie die Aussage, aus Angst vor
Schadensersatzforderungen.
Schon im März hatte sie das Ge-
richt wissen lassen, sie werde von
ihrem Recht Gebrauch machen
und schweigen. Die Zivilkammer
ist schon seit längerem mit dem
Schadensersatzprozess befasst,
den die Stadt gegen Kim und sei-
nen Kompagnon angestrengt hat.
Während die Stadt hofft, Dieck-
mann könnte sich äußern und dar-
legen, wie Bonn geleimt wurde,
hoffen die Beklagten, dass Dieck-
mann offenlegt, wie viel sie wann
wusste. Gerichtssprecher Bastian
Sczech gab aufAnfrage keine Pro-
gnose dazu ab, ob eine überra-
schendeWende zu erwarten sei.
Im Kern geht es um eine Art

Bürgschaft, die die Stadt Bonn
2005 für den Investor Kim über-
nahm, damit die damalige Spar-
kasse Köln/Bonn weiter Geld für
das WCCB lockermachte. Das
Geldinstitut selbst hatte bereits
Zweifel an Kims Bonität, aber
Bonn sprang ein. Ratsmitglieder
behaupteten, damals nicht infor-
miert gewesen zu sein, von Bürg-
schaft jedenfalls war damals nie
die Rede, sondern stets nur von ei-
ner „Nebenabrede“.
Zeugen, die wissen müssten,

wie der Deal lief, schwiegen schon
im Betrugsprozess gegen den In-
vestor. Die Stadt Bonn und die
Sparkasse haben sich zudem in ei-
nem Zivilprozess darüber gestrit-
ten, ob die Bürgschaft überhaupt
rechtens war und ob dann also die
Stadt vielleicht gar nicht haften
müsse. Doch der außergerichtli-
cher Vergleich bescherte der Stadt
im vergangenen Jahr Rückzah-
lungsverpflichtungen vonmehr als
70Millionen Euro.

WCCB Gericht
entscheidet, ob sie
Schweigerecht hat

Bärbel Dieckmann Foto: dpa

Den Streit um die
Nebenabrede hat die
Stadt verloren

OPFERSCHUTZ

Laschet fordert
Ombudsmann
Düsseldorf. Ministerpräsident Ar-
min Laschet (CDU) hat angekün-
digt, einen Opferschutzbeauftrag-
ten in Nordrhein-Westfalen einzu-
setzen. Er soll ansprechbar sein „in
allen Dingen, die die Familien zu
erleiden haben“, sagte Laschet. Es
sei eine Lehre aus der Loveparade-
Katastrophe vor sieben Jahren,
dassman sich sehr früh denOpfern
widmenmüsse: „Die Opfer sind in
diesemMoment völlig alleine. Sie
haben emotional einen riesigen
Verlust erlitten und begegnen ei-
nem organisatorischen Wust, dem
sie vielleicht nicht gewachsen
sind.“ (dpa)

Hilfe auch ohne Krankenversicherung
EHRENAMTEinSolingerArztundseinTeambehandelnPatienten,diesichkeineVorsorge leistenkönnen
VON MARIE-ANNE SCHLOLAUT

Solingen. „Armut und Krankheit
gehören zusammen; wer arm ist,
der ist auch kränker“, sagt der So-
linger Arzt Christoph Zenses, seit
30 Jahren Internist.Was denMann
so besonders macht: Er behandelt
mit seinem Team ehrenamtlich in
der von ihm gegründeten „Praxis
ohne Grenzen“ Menschen gratis,
die nicht versichert sind. Die Pati-
enten kommen sogar aus Köln
oder Düsseldorf zu ihm. Der 57-
Jährige erlebt, was für ihn mittler-
weile traurige Wahrheit geworden
ist: Menschen jedes Alters und je-
der Herkunft sitzen bei ihm in dem
kleinen Wartezimmer an der Ahr-
straße 9. Freiberufler und Akade-
miker, die mit Mitte 50 durch
Krankheit berufsunfähig wurden,

ihre private Versicherung nicht
mehr zahlen können, auf einem
Beitrags-Schuldenberg sitzen und
nicht mehr ein noch aus wissen.
Arbeitslose, die trotz Versiche-
rungspflicht (siehe „Gesetzes-
pflicht lässt Lücken“) nicht versi-
chert sind. Haftentlassene, die in
der Phase zwischen Ende der Ge-
fängniszeit und beruflichem Neu-
anfang nicht versichert sind, aber
auch Kontingent-Flüchtlinge, die
von ihren Verwandten nach
Deutschland geholt werden und
von Krankenversicherung noch
nichts gehört haben.
Ihnen hilft Zenses – unterstützt

von 16 Solinger Medizinern und
Apothekern in vier Solinger Stadt-
teilen. 300 Patienten hat er in der
Kartei – in einemantiquiertenKar-
teikasten, weil ein Computer die
Menschen verunsichern und ängs-
tigen würde. Beides sind sie ohne-
hin schon, hinzu kommen eine tie-
fe Scham und ein hoher Leidens-
druck. Und Schmerzen. Zum Un-
terstützernetz gehören auch Fach-
ärzte und Krankenhäuser für jene,
die operiert werden müssen – we-
gen eines gebrochenen Arms, ei-
nes eiternden Zahns. „99 Prozent
sind extrem dankbar, auch wenn es
ihnen gleichzeitig sehr peinlich
ist“, sagt Zenses.
Er und sein Team verschreiben

Medikamente auf ihren speziellen
„Praxis ohne Grenzen“-Rezepten;
und die Apotheken geben die
preisgünstigsten Arzneien aus, al-
so Generika. Kliniken rechnen
Operationen zum günstigsten Satz
ab, Fachärzte zum niedrigstmögli-

chen Tarif. Bezahlt wird alles von
Zenses, der in einen Spendentopf
greift, über den sich das Projekt fi-
nanziert. „Ein Drittel des Geldes
geht für Klinik-Kosten drauf“, so
der Mediziner. Gelegentlich auch
für so ungewöhnliche Dinge wie
einen Pürierstab. Den hatte eine
Hebamme in Rechnung gestellt,
weil sie einer jungen Familie mit
Kleinkind beibrachte, die Nah-
rung fürs Baby selbst zu pürieren
und nicht die teuren Gläschen zu
kaufen. In den Spendentopf flie-
ßen Summen, die Rotarier oder Li-
ons spenden, mittelständische Fir-
men, Privatleute anlässlich von Fa-
milienfeiern, Geburtstagen, Jubi-

läen und auch Beerdigungen, wo
nicht Kränze gekauft, sondern das
Zenses-Projekt unterstützt wird.

Weil der Helferkreis offiziell zur
„Solinger Tafel“ gehört, die Ver-
einsstatus hat, kann er Spenden-
quittungen ausstellen.
Behandelt wird „querbeet“. In

der Praxis sitzen Patienten mit ex-
tremem Bluthochdruck, denen

endlich die helfende Arznei ver-
ordnetwird.Aber es kommen auch
Menschen mit Luftnot, Herzrhyth-
musstörungen, Oberbauchbe-
schwerden, Komplikationen der
Bauchspeicheldrüse, Epilepsie
oder Zahnschmerz. Oder Frauen,
die kurz vor der Entbindung ste-
hen. Zenses und seine Helferin be-
raten die Patienten auch, wie sie
wiederVersicherungsschutz erlan-
gen können. Wenn es hart auf hart
kommt, hilft ein Anwalt.Für den
Solinger Internisten – der vonMit-
te Juni bis Anfang Juli auf der
„Seawatch“war, umFlüchtlinge in
Seenot zu versorgen – ist der mo-
derne hippokratische Eid ver-

pflichtend: „Das Menschenrecht
auf Gesundheit, nicht nur für die,
die in einer Krankenversicherung
sind.“ Wäre Zenses Gesundheits-
politiker, würde er Folgendes um-
setzen: „Aufnahme allermit einem
niederschwelligenAngebot in eine
Krankenversicherung und die
Chance, dass privat Versicherte in
die gesetzliche Krankenversiche-
rung wechseln können.“ Das Ar-
gument, hierzulande existiere das
wohl beste Gesundheitssystem,
lässt er bestehen: „Ja. Wenn ich
auf der funktionierenden Seite
stehe. Aber um die, die aus dem
System gefallen sind, kümmert
sich keiner, auch nicht die Politik.“

Christoph Zenses macht eine Ultraschall-Untersuchung bei einer Frau mit Oberbauchbeschwerden. Foto: Neumann

Die Gesetzespflicht lässt Lücken
Seit 2007muss jeder in Deutsch-
land krankenversichert sein. Eine
flächendeckende Kontrolle exis-
tiert nicht.

Die Zahl der privat Versicherten
im „Notlagentarif“ lag Ende 2016
bei 115 000, teilt der Spitzenver-
band der Privaten Krankenversi-
cherungen in Berlin mit.

Durchschnittlich zehn Monate
bleiben sie im Notlagentarif für
100 Euro pro Monat, mit dem nur

akute Schmerzbehandlungen be-
zahlt werden und solche, ohne
die lebensgefährliche Verschlech-
terungen drohen.

Die Gesetzlichen Krankenversi-
cherungen beziffern die Beitrags-
rückstände von Arbeitgebern
(Stand: Anfang 2017) auf 8,15 Mil-
liarden Euro, die der Selbstzahler,
also der freiwilligen Mitglieder
der gesetzlichen Krankenversi-
cherung, auf rund 6,15 Milliarden
Euro. (mas)

15 Prozent sind arm
Laut Armuts- und Reichtums-
bericht BRD von 2017 leben
mehr als 15 Prozent der Bevöl-
kerung in Armut, das sind rund
zwölf Millionen Menschen. Ar-
me Patienten sind kränker, ge-
hen seltener zum Arzt und kön-
nen sich Arzneien oft nicht leis-
ten. Und sie sterben früher. Der
Unterschied in der Lebenser-
wartung liegt bei elf Jahren bei
Männern und acht Jahren bei
Frauen. 31 Prozent der armen
Männer werden keine 65.

In seinem
Wartezimmer sitzen
Flüchtlinge neben
Freiberuflern mit zu
hohen Beitragsschulden

Kölner Hilfen
In Köln richten sich Dienste wie
die Malteser Migranten Medizin
im Hildegardis-Krankenhaus in
Lindenthal an Menschen ohne
Krankenversicherung. Flücht-
lingen steht an Kölns größter
Unterkunft in der Herkulesstra-
ße medizinische Versorgung in
einem eigenen Container zur
Verfügung. Der Mobile Medizi-
nische Dienst der Stadt bietet
außerdem Behandlungen für
Obdachlose und Drogenabhän-
gige an.

Um diejenigen, die aus
dem System gefallen sind,
kümmert sich keiner,
auch nicht die Politik

Christoph Zenses

Gericht stoppt Windräder
ENERGIE Folgen für Störche nicht genug geprüft
Euskirchen/Aachen. Das Verwal-
tungsgericht Aachen hat vorerst
den Bau von fünf Windrädern in
Dahlem (Eifel) gestoppt. Die 6.
Kammer gab einem Eilantrag des
Naturschutzbundes Deutschland
(NABU) gegen die Genehmigung
des Kreises Euskirchen statt.
Die Kammer befand, es liege ein

„beachtlicher Verfahrensfehler“
vor. Das Ergebnis der Vorprüfung
zur Umweltverträglichkeitsprü-
fung, nach der erhebliche nachtei-
lige Auswirkungen auf den
Schwarzstorch nicht zu erwarten
seien, sei nicht nachvollziehbar. Es
hätten weitere Untersuchungen
durchgeführt werden müssen, um
dies nachvollziehbar beurteilen zu

können, Man habe – so die zusam-
mengefasste Begründung – Flug-
gewohnheiten des Storches nur im
Rahmen einer Untersuchung der
Rotmilane beobachtet.
Die Methodik der Rotmilankar-

tierung sei aber nicht geeignet, den
Schwarzstorch angemessen zu er-
fassen, da die beiden Arten völlig
unterschiedliche Lebensräume
nutzten. Der Storch fliege bei-
spielsweise oft viel früher amMor-
gen als der Rotmilan.
Der Kreis Euskirchen und der

Anlagenbetreiber können Be-
schwerde gegen die Entscheidung
einlegen, über die dann das OVG
Münster entscheidet. (AZ 6 L
252/17) (bce)

AfD zweifelt Wählerzahl an
LANDTAG Erneute Prüfung gefordert
Düsseldorf. Die AfD will das Er-
gebnis der NRW Landtagswahl
vom 14. Mai überprüfen lassen.
Ein entsprechender Einspruch sei
dem Düsseldorfer Landtag zuge-
leitet worden, teilte die Partei am
Montag mit.
Im Landeswahlausschuss war

vor zwei Monaten im Landtag be-
kanntgegeben worden, dass in
rund 50 von mehr als 15 000
Stimmbezirken Unregelmäßigkei-
ten zu Lasten der AfD aufgefallen
seien. Nach der Überprüfung der
Ergebnisse musste die Zahl der
Zweitstimmen für die AfD um
2204 auf 626 756 Stimmen nach
oben korrigiert werden. Für die
rechtspopulistischen Landtags-

neulinge blieb es dennoch bei 7,4
Prozent. Für einen 17. Sitz im Par-
lament hätten sie laut Landeswahl-
leiter knapp 9800 weitere Stim-
men benötigt.
Die AfD vermutet, „dass mehr

als Zufall im Spiel gewesen sein
könnte“. Dem müsse noch vor der
Bundestagswahl am 24. Septem-
ber nachgegangen werden.
Mit Einsprüchen gegen Wahler-

gebnisse hätten sich der Wahlprü-
fungsausschuss des Landtags und
der Landeswahlleiter zu beschäfti-
gen, erläuterte eine Sprecherin des
Landtags. DerWahlausschuss tagt
am 29. August. Die Entscheidung
über den Einspruch treffe amEnde
das Parlament. (dpa)


